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ESTHER BARBE

Das Jahr zwischen der Konferenz der EU-Mittelmeer-Staaten in Valencia (April
2002) unter spanischer Präsidentschaft und der Konferenz des Europäischen Rates
in Brüssel (März 2003) wurde manchenorts als „der Schiffbruch Aznars"1 bezeich-
net. Die spanische Präsidentschaft der Union endete mit der Ausrufung des Gene-
ralstreiks am 20. Juni, den die Spanier massiv befolgten. So sah sich Aznar zum
ersten Mal einem Generalstreik gegenüber, zu dem die Gewerkschaften aufgrund
seiner Politik zur Reduzierung der Sozialleistungen für Arbeitslose aufgerufen hat-
ten. Bei den Wirtschaftsdaten müssen die Inflation (4% in 2002) sowie die Erhö-
hung der Arbeitslosigkeit (11,3% in 2002 gegenüber 10,5% in 2001) hervorgeho-
ben werden.

Zum allgemeinen Unbehagen im ganzen Land kam die Empörung über das
zögerliche Eingreifen der Regierung, als der Tanker „Prestige" vor den Küsten
Galiziens havarierte. Es kam zur größten ökologischen Katastrophe Spaniens. Die
Irakkrise rief die dritte große Protestwelle der Bevölkerung gegen die Regierung
hervor. Aznars entschlossene Unterstützung des amerikanischen Angriffs auf den
Irak brachte am 15. Februar 2003 in Madrid und Barcelona über drei Millionen
Menschen bei Protestkundgebungen auf die Straße. Im März 2003 lehnten 62,8%
der Spanier die Regierungspolitik von Jose Maria Aznar ab,2 obwohl die Partido
Populär immer noch die absolute Mehrheit im spanischen Parlament innehat. Die
spanische EU Politik ist vor dem Hintergrund dieser innenpolitischen Probleme zu
sehen.

Madrid und Sevilla: die Höhepunkte der spanischen Präsidentschaft

Das erste Halbjahr 2002 der spanischen Präsidentschaft zeichnete sich durch eine
Phase der Vorbereitung und Organisation aus. Der Europäische Rat tagte zweimal
(im Frühjahr in Barcelona und am Ende des Halbjahrs in Sevilla) auf spanischem
Boden. Es gab eine Fülle von Ministerkonferenzen, nahezu jeder Minister der
Regierung Aznar führte auf einer Konferenz seiner EU-Kollegen den Vorsitz. So
organisierte die spanische Präsidentschaft 60 Treffen auf Ministerebene, wenn man
die Sitzungen des Europäischen Rates sowie informelle und andere Treffen addiert.
Hinzu kommen 32 Sitzungen mit Drittländern. Im Hinblick hierauf ist eines der
Ergebnisse des Europäischen Rates von Sevilla die Fassung einer Reihe von
Beschlüssen zur besseren Handlungsfähigkeit des Rates. So wird der Rat nur noch
9 Formationen anstelle der aktuellen 16 haben. Der Vorschlag, den jetzigen Rat für
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Allgemeine Angelegenheiten zu teilen (in einen Rat für interne Angelegenheiten
und einen Rat für Außenbeziehungen der EU), der durch Spanien und die Großen
(Frankreich, Deutschland, Vereinigtes Königreich) und zwei nordische Staaten
(Schweden, Finnland) unterstützt wird, fand bei den anderen Mitgliedern keine
Mehrheit. Die endgültige Entscheidung für einen Rat für Allgemeine Angelegen-
heiten und Auswärtige Beziehungen mit zwei unterschiedlichen Tagesordnungen
und Arbeitsgremien entsprach nicht den spanischen Zielsetzungen.

In den letzten beiden Monaten der spanischen Präsidentschaft fanden zwei wich-
tige Treffen statt: der EU-Lateinamerika-Gipfel (Mai 2002) und der Europäischen
Rat von Sevilla (Juni 2002). Der zweite EU-Lateinamerika-Gipfel war zum Schei-
tern verurteilt, da eines der erklärten Ziele der Präsidentschaft - Verhandlungen mit
dem Mercosur zur Unterzeichnung eines Freihandelsabkommens - durch die Krise
in Argentinien vollständig blockiert war. Spanien nutzte das Treffen zur Diskussion
über die Bekämpfung des Terrors. Unterstützt wurde es dabei von Kolumbien, das
sich zum Ziel gesetzt hatte, die FARC (Fuerzas Armadas Revolucionarias de
Colombia) auf die Liste terroristischer Gruppierungen setzen zu lassen. Die spani-
sche Präsidentschaft erreichte dies einen Monat nach dem Gipfeltreffen. In wirt-
schaftlicher Hinsicht ist hervorzuheben, dass der Gipfel dazu diente, das Assoziie-
rungsabkommen zwischen der EU und Chile abzuschließen und eine Agenda zu
vereinbaren, um erneut über ein Abkommen zwischen der EU und Mexiko zu ver-
handeln. Trotz dieser Erfolge blieb ein Gefühl des Scheiterns, denn über die wich-
tigsten Ziele der Lateinamerikaner, wie Erleichterungen bei der Einfuhr ihrer
Agrarprodukte auf dem europäischen Markt, wie es von der spanischen Präsident-
schaft vorgeschlagen wurde, wurde nicht verhandelt.

Die spanische Präsidentschaft nutzte den Europäischen Rat von Sevilla, um zwei
ihr wichtige Themen besonders hervorzuheben. Das erste war der Terrorismus, den
die Präsidentschaft selbst als „strategische Herausforderung"3 definierte. Die Ereig-
nisse vom 11. September führten dazu, dass sich hier die spanischen Prioritäten
sogar schon vor dem Beginn der Präsidentschaft verwirklicht hatten. Während sei-
ner gesamten Präsidentschaft drängte Aznar seine Kollegen zur Zustimmung zu
einer Forderung, die schließlich durch den Europäischen Rat in Sevilla aufgegriffen
wurde: die Einbindung des Kampfes gegen den Terror als eines der wichtigsten
Ziele der Außen- und Sicherheitspolitik der EU wie auch die Petersberg-Aufgaben.
Der Europäische Rat von Sevilla griff das Thema auf und kam unter anderem zu der
Schlussfolgerung, dass die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) mit
sehr unterschiedlichen Mitteln gegen den Terrorismus kämpfen müsse: Verstärkung
der Konfliktprävention, Aufnahme von Antiterror-Klauseln in die Beziehungen zu
Drittstaaten, Einführung von Mechanismen zur Zusammenarbeit im Kampf gegen
den Terror, Untersuchung der Nutzung der militärischen Kapazitäten der EU zum
Schutz der Zivilbevölkerung gegen terroristische Angriffe usw.

Zweites Hauptthema stellte die illegale Einwanderung dar. Die spanische Regie-
rung legte dem Europäischen Rat von Sevilla einen Vorschlag zur Kontrolle der
illegalen Einwanderung vor, obwohl dies nicht zu den Prioritäten der Präsident-
schaft4 gehörte. Es folgte eine sofortige Gegenreaktion, vor allem durch Frankreich
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und Schweden. Der Vorschlag zielte auf die Kooperation mit Drittländern ab, die
bereits auf ihrem Territorium eine Kontrolle illegaler Einwanderer durchführen
sollten. Es war offensichtlich, dass sich der Vorstoß neben anderen Staaten wie
Albanien oder der Türkei vor allem gegen Marokko richtete. Der Vorschlag von
Aznar, unterstützt von Blair und Berlusconi, wurde in den Schlussfolgerungen des
Europäischen Rates von Sevilla stark verändert. So wird die EU derzeit keine euro-
päische Grenzpolizei einrichten, wie es der Wunsch auch von Spanien war, und es
wird ebenfalls keine Sanktionen gegenüber Ländern geben, die keine Ausreise-
kontrolle illegaler Einwanderer auf ihrem Staatsgebiet durchführen. Der Europä-
ische Rat von Sevilla hatte einmal mehr die bestehenden Schwierigkeiten einer rea-
len globalen Immigrationspolitik aufgezeigt (Kampf gegen die illegale Einwande-
rung und Integration der Einwanderer in Europa). Deshalb sind die erreichten
Schlussfolgerungen - Koordinationsprogramm zur Wiedereingliederung in die Hei-
mat, gemeinsames Vorgehen an den Außengrenzen, Kampf gegen den Menschen-
handel - nur einzelne Aspekte und in vielen Fällen ein erster Versuch. Negativ für
die spanische Präsidentschaft in diesem Zusammenhang war das Duell zwischen
Aznar und Chirac. Sowohl die spanische (El Pais) als auch die englische Presse
(Financial Times) vermittelten das Bild von Chirac als Sieger gegenüber dem
Tandem Aznar/Blair. So zeichnete der Europäische Rat von Sevilla ebenso wie der
Rat im Frühjahr in Barcelona wieder ein Bild der Differenzen zwischen Spanien
und Frankreich und ein Bild der Verständigung zwischen Spanien und dem Ver-
einigten Königreich.

Erweiterung und Konvent: zwei kleinere Themen

Die beiden bedeutenden Themen auf der Tagesordnung der EU in diesem Jahr, der
Konvent und die Erweiterung, weckten das Interesse der Spanier kaum. Meinungs-
umfragen zeigten, dass nur 1% der Spanier das Ziel des Konvents bekannt ist, wäh-
rend 80% nicht in der Lage sind, einen der Beitrittskandidaten5 zu nennen, obwohl
die Spanier der Erweiterung ausgesprochen positiv gegenüberstehen (63% gegen-
über 52% im europäischen Durchschnitt)6. Dies führte dazu, dass das Thema EU-
Erweiterung während der spanischen Präsidentschaft nicht besonders in den Mittel-
punkt gestellt wurde, obwohl Spanien mehrfach seinen Willen bekundete, auf die-
sem Gebiet möglichst viele Fortschritte zu erzielen. Das Stocken der Verhand-
lungen anlässlich der Wahlen in Deutschland gab der Präsidentschaft allerdings
auch keine Gelegenheit dazu. Beim Gipfel von Kopenhagen hob die spanische
Präsidentschaft zwei Themen besonders hervor. Zum einen lehnte Spanien eine aus-
geweitete Finanzierung, wie von den Kandidaten gefordert, im Hinblick auf die
Erweiterung ab und stellte sich auf die Seite der Türkei (Erreichen eines positiven
Signals zu Beginn der Verhandlungen). Zum anderen verfolgte Aznar beim Gipfel
von Kopenhagen ein wichtiges Ziel, das nicht mit der Erweiterung in Zusammen-
hang stand. Er versuchte Mittel von der EU zur Bekämpfung des ökologischen
Desaster der „Prestige" zu erhalten. Als Aznar vor dem spanischen Parlament über
den Gipfel von Kopenhagen berichtete, verwendete er das Wort „Solidarität" weit-
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aus häufiger als den Begriff „Erweiterung" und bezog sich auf die Solidarität der
EU-Mitglieder mit den Geschädigten der Umweltkatastrophe an den spanischen
Küsten.7 So war der Gipfel von Kopenhagen für das spanische Parlament der Gipfel
der „Prestige", wobei die Frage der Erweiterung völlig außer Acht gelassen wurde.
Zu diesem Punkt erwähnte Aznar lediglich, dass die Erweiterung in Einklang mit
den spanischen Forderungen durchgeführt würde: Einhaltung des finanziellen Rah-
mens von Berlin, keine Verknüpfung der Erweiterung an Bedingungen späterer
Reformen der EU-Politik, Respekt vor dem Erbe der EU sowie die Einhaltung der
vereinbarten Zeitpläne.

Wie das Thema Erweiterung durch das Öl der „Prestige" überlagert wurde, so
wurden die Themen des Konvents durch die Irakkrise überschattet, wie auch die
Errichtung des Amts des Präsidenten des Europäischen Rates. Selbstverständlich
strebte Jose Maria Aznar dieses Amt an. Dieser Vorschlag war ein wichtiger
Bestandteil der Konferenz von Aznar im St. Anthony's College in Oxford am 20.
Mai 2002, bei der er die grundsätzlichen Ideen der spanischen Regierung zur
Reform der EU darlegte. Darunter waren unter anderem seine Auffassung der EU
als Zusammenschluss nationaler Staaten, sein Interesse an der Konsolidierung eines
einheitlichen Marktes und des Euro einerseits, sowie andererseits an der weiteren
Entwicklung des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (Besorgnis über
die Einwanderung) und der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik (Besorg-
nis wegen Terror und Massenvernichtungswaffen). In sicherheitspolitischer Hin-
sicht hob Aznar die Bedeutung der Koordination der EU mit dem Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen hervor (Spanien ist seit Januar 2003 nichtständiges Mitglied).

Wie bereits erwähnt war die Schaffung einer Präsidentschaft des Europäischen
Rates, die nach Meinung von Aznar durch einen Premierminister oder einen ehe-
maligen Regierungschef zu besetzen wäre, eines der Themen auf der Konferenz in
St. Anthony's. Des Weiteren betonte er den Erhalt des Gleichgewichts und die Not-
wendigkeit der Teilnahme nationaler Parlamente am europäischen Prozess inner-
halb der EU. In Bezug auf die Kompetenzverteilung meinte Aznar, „wir müssen
jeden Vorschlag ablehnen, der auf zwei Ziele gerichtet ist, die wir von uns weisen
müssen: erstens die, die unsere Union politisch zu schwächen und die Politik wie-
der zu nationalisieren versuchen, und zweitens diejenigen, die unsere Union durch
eine Form von Explosionen regionaler Nationalismen zu zerstören trachten und die
so jeden künftigen europäischen Vorschlag undurchführbar machen würden".8

Die Vision Aznars, die seine Vertreterin im Konvent (Ana Palacio, Außenminis-
terin seit Juli 2002) verteidigte, verdient einige weitere Anmerkungen:
- Zunächst betonte er seinen Willen, sich von den föderalistischen deutschen Vor-

schlägen zu distanzieren.
- Zweitens machte er die Weiterentwicklung des Raums der Freiheit, der Sicher-

heit und des Rechts zu einem der zentralen Themen.
- Drittens sollte die Position Spaniens die eines der „Großen" sein (dies konnte

man an dem Vorschlag einer Präsidentschaft des Europäischen Rates erkennen
und wurde von manchen als eine gemeiname Initiative von Chirac, Blair und
Aznar angesehen).
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- Und viertens beinhaltete sie die Ablehnung einer starren Kompetenzverteilung
wie es Deutschland aus finanziellen bzw. regionale spanische Stimmen aus poli-
tischen Gründen fordern. Laut Ana Palacio wäre diese Kompetenzverteilung
„unvereinbar mit der endgültigen Zielsetzung, die der Gemeinschaft zu eigen ist
und auf der größtenteils der erfolgreiche Bau des europäischen Hauses beruht".9

Die spanische Position im Hinblick auf die Institutionen wurde durch die gemein-
same Erklärung von Aznar und Blair im Februar 2003 vorgestellt. Der Zeitpunkt
war wegen der Irakkrise mehr als ungünstig, die Art und Weise - das Tandem
Aznar/Blair - wurde als Antwort auf ein von Chirac und Schröder einen Monat
zuvor verfasstes Schriftstück aufgenommen. Deshalb beeinflusste auch die Irak-
krise die Reformdebatte. Es gab einerseits einen spanisch-britischen Vorschlag und
andererseits einen französisch-deutschen. Dies spiegelt die Uneinigkeit beim
Thema Irakkrieg wider, auch wenn in den vergangenen Jahren stets Einvernehmen
zwischen Aznar und Blair herrschte und die Kontroversen zwischen Aznar und
Chirac sowie Aznar und Schröder eine Konstante in Europa darstellte. Die Erklä-
rung von Aznar und Blair10 griff bereits bekannte Themen wieder auf (institutionel-
les Gleichgewicht, Präsidentschaft des Europäischen Rates, Präsidentschaft des
Ministerrats durch ein Team von vier Mitgliedern über zwei Jahre, Gründung eines
europäischen Kongresses zur Zusammenführung europäischer und nationaler
Parlamentarier usw.).

Aznar und Bush: von Calgary auf die Azoren

Die pro-amerikanische Haltung Jose Maria Aznars hatte sich in der vergangenen
Jahren gefestigt. Die gemeinsame Linie mit den Vereinigten Staaten in Konflikt-
situationen (Bombardierung des Irak 1999 oder auch die Entscheidung von Bush,
den ABM-Vertrag abzulehnen), die im Gegensatz zu den vorherrschenden Posi-
tionen in Europa stand, wurde durch die Ereignisse des 11. September verstärkt:
Der Kampf gegen den Terror wurde das wichtigste gemeinsame Ziel von Aznar und
Bush. Während der spanischen Präsidentschaft der EU zeigten sich die hervor-
ragenden Beziehungen zu den Vereinigten Staaten zu Beginn der Verhandlungen
zwischen der EU und den USA zur Unterzeichnung eines Abkommens zur Zusam-
menarbeit im Justizbereich, das auch das sensible Thema Auslieferung beinhaltete.
Aznar musste erst mehrere EU-Mitglieder überzeugen, die aufgrund der rechtlichen
Situation in den USA (Todesstrafe, Militärgerichte) eine ablehnende Position ver-
traten. Sowohl bei der Unterzeichnung des neuen Verteidigungsabkommens zwi-
schen den Vereinigten Staaten und Spanien (April 2002) als auch beim EU-USA-
Gipfel (Mai 2002) richtete sich das Hauptaugenmerk Aznars und Bushs auf den
Kampf gegen den Terror. Die Übereinstimmung der Ziele beider Länder führte so
dazu, dass während der spanischen Präsidentschaft die Konfliktthemen der Bezie-
hung zwischen der EU und den USA (Kyoto, Internationaler Strafgerichtshof,
Handel) durch das gemeinsame Ziel des Kampfs gegen den Terror übertüncht
wurden.
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Die ausgezeichneten Beziehungen zwischen Aznar und Bush wurden im
Sommer 2002 durch eine starke spanisch-französische Entfremdung getrübt. Grund
der Krise waren Querelen um eine unbewohnte Insel (die so genannte Petersilien-
insel), deren Hoheitsrechte aus historischen Gründen Spanien obliegen, und die von
Marokko militärisch besetzt wurde. Die französische Position stand der Solidarität
mit einem Mitgliedstaat" innerhalb der EU entgegen. Es folgte die militärische
Besetzung der Insel durch Spanien, die wiederum durch eine bilaterale Verein-
barung zwischen Spanien und Marokko beendet wurde. Dank der Intervention von
Colin Powell konnte der Status quo wiederhergestellt werden. Das Interesse Spa-
niens hieran war klar zu erkennen. Die EU scheiterte zweifach, denn zu ihrer Hand-
lungsunfähigkeit wegen interner Differenzen (französisches Schriftstück) gesellte
sich der amerikanische Erfolg, den Spanien ermöglicht hatte

Die Teilnahme Jose Maria Aznars am G-8-Gipfel in Calgary als turnusmäßiger
Präsident der EU wenige Wochen vor den Querelen um die Petersilieninseln brach-
te viele Experten der spanischen Außenpolitik zu der Schlussfolgerung, dass Aznar
Spanien als Mitglied dieser Gruppe sehen möchte. Seit seinem Besuch bei Bush im
Sommer 2002 wies Aznar bzw. die spanische Regierung auf die Gefahr von
Massenvernichtungswaffen hin. Hierdurch entstand eine Grundlage für die Haltung
Spaniens im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Spanien nahm in den ersten
Monaten 2003 seine Position zur Gewaltanwendung bei der Entwaffnung von
Saddam Hussein klar und unmissverständlich an der Seite der Vereinigten Staaten
ein. Die Spaltung der Europäer im Sicherheitsrat - Frankreich und Deutschland, die
einen Krieg ablehnten, sowie Spanien und England (und unter den Beitritts-
kandidaten auch Bulgarien), die sich für den Krieg aussprachen - ist ein völliges
Scheitern des Koordinationskompromisses, den die EU im Zuge ihrer Außen- und
Sicherheitspolitik innerhalb von internationalen Organisationen vereinbart hatte.

Aznar ging noch einen Schritt weiter. Am 30. Januar 2003 veröffentlichte er
einen Aufsatz mit dem Titel „Europa und Amerika müssen vereint bleiben" (be-
kannt als der Brief der Acht), in der die Unterzeichner die Position der Vereinigten
Staaten in der Krise verteidigen. Dies geschah drei Tage nach einem Treffen des
Rates für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen, bei dem die 15 Mit-
gliedsländer eine „Erklärung mit minimalem Konsens" vereinbart hatten. Die spa-
nische Haltung hob zwei Dinge hervor. Zum einen die Vertiefung des Grabens zwi-
schen den Europäern, den der globale Führungsanspruch der Vereinigten Staaten
herbeigeführt hatte, und zum anderen die gegensätzliche Haltung zur französisch-
deutschen Achse als Motor in Europa. Die Spaltung zwischen dem alten und dem
neuen Europa, mit den Worten von Donald Rumsfeld, machte Aznar zum bevor-
zugten Partner der USA in Europa (dies sah man später bei dem Treffen von Aznar,
Bush und Blair auf den Azoren vor dem Angriff auf den Irak). Diese Entwicklung
musste zweifach bezahlt werden: erstens durch die verminderte Handlungsfähigkeit
der EU aufgrund des spanischen Widerstandes gegen Frankreich und Deutschland,
was bei den bilateralen Treffen Aznars mit Chirac und Schröder in den ersten
Monaten des Jahres 2003 klar zu erkennen war; zweitens bestand eine tiefe Spal-
tung zwischen der Regierungspolitik und der öffentlichen Meinung in Spanien.
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Während 64% der Europäer der Meinung sind, die Führungsrolle der Vereinigten
Staaten in der Welt sei wünschenswert, vertreten nur 24% der spanischen Bevölke-
rung diese Position. Im internationalen Vergleich spiegelt dies eine anti-amerikani-
sche Gesellschaft wider. Befragt man die Spanier über die Notwendigkeit einer grö-
ßeren Unabhängigkeit Europas von den Vereinigten Staaten, vertreten 62% der
Befragten diese Meinung, 28% sind gegensätzlicher Meinung (im Falle Frankreichs
sind es 60% bzw. 33%). Dies ergibt ein noch stärker anti-amerikanisches Bild als
das der französischen Gesellschaft.

Dieses Ergebnis war eine der extremsten Positionen in Europa hinsichtlich der
Nichtakzeptanz der amerikanischen Politik der Gewalt gegen Saddam Hussein.
Tatsächlich waren im November 2002 61 % der Spanier gegen einen Angriff auf den
Irak, unabhängig davon, ob dieser gerechtfertigt war (in Deutschland vertraten 28%
diese Meinung).12 Daher war die Kluft zwischen der Regierung (entschlossene
Unterstützung des Angriffs) und der spanischen Gesellschaft (gegen den Angriff) so
radikal und führte dazu, dass sich nach Ausbruch des Krieges 91% der Spanier
gegen eine Intervention im Irak aussprachen.13 Diese Situation spiegelte sich im
spanischen Parlament wider; alle parlamentarischen Gruppen verbanden sich gegen
die Politik der Partido Populär (PP). Die traditionelle spanische Konsenspolitik im
Rahmen der Europa- und der Außenpolitik wurde völlig außer Acht gelassen. Diese
tiefgreifende Verschlechterung des politischen Klimas führte zum Beginn einzelner
Gewaltausbrüche gegen die Partido Populär und starken Anschuldigungen von füh-
renden Persönlichkeiten der PP gegen andere politische Kräfte; bis hin zum „Ge-
spenst" des Zerbrechens Spaniens, sollte die PP die kommenden Regional wählen
am 25. Mai nicht gewinnen.14 Tatsächlich löste die ablehnende Haltung der Gesell-
schaft gegenüber der jetzigen Regierung (die Umweltkatastrophe der Prestige und
der Krieg gegen den Irak waren die Auslöser der Situation) eine Veränderung der
Wahlprognosen in Spanien aus: Im September 2002 hätten 39% die PSOE (Partido
Socialista Obrero Espanol) und 42% die PP gewählt, während im März 2003 42%
für die PSOE gestimmt hätten gegenüber 36% für die PP.15 In jedem Fall wandelte
sich der Irakkrieg in eine Feuerprobe für die jetzige Regierung, sowohl auf regio-
naler als auch europäischer Ebene. Hinsichtlich des spanischen Modells zum Bau
des europäischen Hauses ist es offensichtlich, dass zur Zeit Verwirrung darüber
besteht, ob der französisch-deutsche Motor als unabdingbarer Faktor des europä-
ischen Projekts akzeptiert werden muss.
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